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Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt 

Postfach 3761 • 39012 Magdeburg 

An die 

Beauftragten für den Haushalt 

der Obersten Landesbehörden 

des Landes Sachsen-Anhalt 

Hinweise zum Zuwendungsrecht vor dem Hintergrund der Corona­

Pandemie 

Die Corona-Pandemie wirkt sich auch auf Zuwendungsempfänger des Lan­

des aus. Das Ministerium der Finanzen gibt vor diesem Hintergrund die nach­

stehenden Hinweise, die allen bewilligenden Stellen bekanntzugeben sind. 

Angesichts der Dynamik der aktuellen Entwicklung werden diese laufend 

überprüft und können bei Bedarf fortgeschrieben werden. 

Voranzustellen ist, dass diese Hinweise für die Anwendung des Landeszu­

wendungsrechts gelten. Sie ersetzen und sie modifizieren nicht die geltenden 

Regelungen dritter Mittelgeber, insbesondere nicht das Regelwerk, das für 

die EU-Förderung gilt. 

Für bestandskräftige bzw. zum Zeitpunkt der Inkraftsetzung des Erlasses be­

kanntgegebene Zuwendungsbescheide gilt: 

1. Das Projekt wird pandemiebedingt nicht durchgeführt:

Wird ein bewilligtes Projekt pandemiebedingt nicht oder nicht vollständig 

durchgeführt und daher der Zuwendungszweck verfehlt oder nicht vollständig 

erreicht, können diejenigen Ausgaben des Zuwendungsempfängers als zu­

wendungsfähig anerkannt werden, die im Falle der Projektdurchführung als 

förderfähig anerkannt worden wären und zu deren Leistung er trotz der Nicht­

durchführung verpflichtet ist. Unerheblich ist, ob das Projekt unmittelbar auf-
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grund behördlicher Anordnung (Beispiel: Versammlungsverbot) oder aufgrund einer Entschei­

dung des Zuwendungsempfängers (Beispiel: vorsorgliche Veranstaltungsabsage) nicht zum 

Erfolg geführt wurde. 

Zuwendungsfähige Ausgaben sind in diesem Zusammenhang auch Ausgaben aufgrund von 

Zahlungsverpflichtungen, die erst im Zusammenhang mit der Nichtdurchführung entstanden 

sind, aber im Finanzierungsplan nicht vorgesehen waren (Beispiel: Stornierungskosten, Lohn­

fortzahlungen, Verdienstausfall). 

2. Das Projekt wird in geänderter Form durchgeführt (Beispiel: Konzert statt vor Publikum nur

im Livestream) 

In diesem Fall ist von der Erreichung des Zuwendungszwecks auszugehen. Förderfähig sind 

die insoweit anfallenden Ausgaben, soweit sie zur Erreichung des Förderzwecks erforderlich 

sind. Ebenso förderfähig sind Ausgaben, die mit der Umgestaltung des Projekts in Zusammen­

hang stehen sowie im Sinne von Nr. 1 projektbezogene Ausgaben, die sich im Nachhinein als 

vergebliche Aufwendungen erwiesen haben. 

In den Fallkonstellationen nach Nr. 1 und Nr. 2 obliegt es dem Zuwendungsempfänger, die 

vergeblichen Aufwendungen bzw. zusätzliche Ausgaben so gering wie möglich zu halten bspw. 

durch rechtzeitige Ausübung bestehender Kündigungsrechte, Inanspruchnahme von Rücktritts­

klauseln oder Nutzung von Kurzarbeitergeld (Schadensminderungspflicht). Im Verwendungs­

nachweis ist bei den Gründen für die Änderung oder Nichtdurchführung des Projektes auch 

darauf einzugehen. Den Einzelansätzen des ursprünglichen Finanzierungsplans kommt außer­

dem keine Bindungswirkung mehr zu. Verändern sich bspw. wegen wegbrechenden Einnah­

men oder Drittmitteln die Finanzierungsanteile, ist gemäß WNV-Gk Nr. 4.5 zu § 44 LHO zu 

prüfen, ob ggf. eine Umfinanzierung oder Anteilserhöhung in Betracht kommen könnte. 

3. Das Projekt verschiebt oder verzögert sich

Werden Projekte pandemiebedingt verschoben, ist aber davon auszugehen, dass sie zu einem 

späteren Zeitpunkt wie im Bescheid zugrunde gelegt, durchgeführt bzw. beendet werden kön­

nen, kann der Bewilligungszeitraum bzw. der Projektdurchführungszeitraum im sachlich erfor­

derlichen Umfang verlängert werden. Eine Verlängerung ist auch über das Ende des Haus­

haltsjahres 2020 zulässig, soweit die Ausfinanzierung des Zuwendungsbescheides gesichert 

ist. Eine Ausfinanzierung kann auch mittels Haushaltsresten erfolgen. Insoweit wird auf die für 

diese einschlägigen Regeln verwiesen. 



Verursacht die Verlängerung bzw. Verzögerung des Projekts Mehrausgaben (beispielsweise 

Finanzierungskosten aufgrund längerer Kreditlaufzeit oder erstmalig notwendig werdender 

Kreditfinanzierung), so können diese als förderfähig anerkannt werden. 

Wird der Projektdurchführungszeitraum pandemiebedingt überschritten, ohne dass der Zuwen­

dungsempfänger dessen Verlängerung beantragt hat, so kann dieser Auflagenverstoß dann 

sanktionslos bleiben, wenn die Überschreitung nicht mehr als 4 Monate beträgt. Eine Über­

schreitung darüber hinaus kann im Einzelfall zugelassen werden. 

4. Gebot der zeitnahen Mittelverwendung (sog. Zwei-Monats-Frist)

In Abweichung vom Gebot der zeitnahen Mittelverwendung sind bereits ausgezahlte Zuwen­

dungen spätestens bis 30.09.2020 zu verwenden. Bis zum 30.09.2020 abzurufende Zuwen­

dungen sind binnen 4 Monaten zu verwenden. 

5. Festsetzung von Zinsforderungen

Steht die Festsetzung einer Zinszahlungspflicht im Ermessen des Landes, so kann für den Zeit­

raum bis 30.09.2020 auf die Erhebung von Zinsen verzichtet werden. 

6. Fristen und Termine für Mitteilungspflichten, Berichtspflichten

Auf die in Nr. 5 der ANBest enthaltenen Mitteilungspflichten wird hingewiesen. Verletzt der 

Zuwendungsempfänger pandemiebedingt zeitliche Vorgaben (z. B. die „unverzügliche" Infor­

mation), Fristen und Termine für Mitteilungen oder die Vorlage des Verwendungsnachweises 

oder anderer Unterlagen, so kann dies in der Zeit bis 30.09.2020 sanktionslos bleiben. 

7. Vorlage von Dokumenten und Unterlagen

Vorerst bis 30.6.2020 können einzureichende Unterlagen auch ausschließlich auf elektroni­

schem Weg übermittelt werden. Einern Unterschriftserfordernis ist Genüge getan, soweit das 

Originaldokument gezeichnet wurde. Soweit Originalrechnungen und Originaldokumente vorzu­

legen sind, ist dies bis 30.09.2020 nachzuholen. 

Für Neubewilligungen gilt: 

Vorerst bis 30.06.2020 kann zugelassen werden, dass mit der Projektumsetzung mit Antrag­

stellung begonnen wird. Das Verbot des vorzeitigen Maßnahmebeginns gilt insoweit nicht. Es 



gilt aber weiterhin der Grundsatz, dass das Risiko einer späteren Nichtbewilligung der Zuwen­

dungsempfänger zu tragen hat. Dies ist dem Zuwendungsempfänger in geeigneter Form mitzu­

teilen. 

Im Auftrag 

r;]/zfL 
Dr. Norbert Eichler 



SACHSEN-ANHALT 
Ministerium der Finanzen 

Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt 
Postfach 3761 • 39012 Magdeburg 

An die Koordinatorinnen und Koordinatoren 
EFRE/ESF zur Weiterleitung an die 
Bewilligungsstellen 
und die zuständigen Fachressorts 
per E-Mail 

EU-Verwaltungsbehörde 

für die ESI-Fonds 

(EU-VB EFRE/ESF) 

EFRE und ESF, Förderperiode 2014-2020 Magdeburg, 18. März 2020 

Einschränkungen bei der Durchführung von EFRE- und ESF -Vorhaben Mein zeichen: 

im Zusammenhang mit der Umsetzung staatlicher und kommunaler 
Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus 
Stand: 18. März 2020 

bearbeitet von: 
Durchwahl (0391) 567-

Soweit im Rahmen der Umsetzung staatlicher und kommunaler Maßnahmen 
zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus sowie aufgrund von Per­
sonalausfall Einschränkungen bei der Durchführung von EFRE- und ESF-
Vorhaben entstehen, bitten wir insbesondere folgende Hinweise der EU-
Verwaltungsbehörde EFRE/ESF bis auf Weiteres zu beachten: 

• Die Sicherung der Gesundheit aller Beteiligten und die Eindämmung 
der Ausbreitung des Coronavirus hat Vorrang. Die Begünstigten ent­
scheiden verantwortungsbewusst und eigenständig, wie sie die Hin­
weise, Empfehlungen und Vorgaben staatlicher und kommunaler 
Stellen und des Robert-Koch-Institutes umsetzen. 

• Bei Vorhaben, die z. B. wegen der Aussetzung der Schulpflicht bzw. 
Schließungen von Schulen und Kindertageseinrichtungen sowie sons­
tigen Bildungseinrichtungen abgesagt oder verschoben werden müs­
sen, sollten nach Möglichkeit die Fortsetzung vorhabenbezogener Tä­
tigkeiten oder eine spätere Fortsetzung durch Verlängerung der Vor­
haben geprüft werden, um die gesetzten Ziele der Vorhaben zu errei­
chen. 

• Gleiches gilt auch für Vorhaben, die aufgrund von Einschränkungen 
im Betriebsablauf von geförderten KMU, Forschungseinrichtungen o. 
ä. (z. B. Beschränkungen im Einzelhandel, Schließung von Einrichtun­
gen im Wissenschaftsbereich, pandemiebedingte Lieferengpässe) 
nicht, nicht vollumfänglich oder nicht zeitgerecht umgesetzt werden 
können. 
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• Soweit in der Unterbrechungszeit notwendige Ausgaben anfallen, welche im Rahmen 
der regulären Umsetzung der Vorhaben geplant waren, bleiben diese - vorbehaltlich 
anderweitiger bzw. vorrangiger Ausgleichsleistungen - förderfähig. 

• Sofern die Auswirkungen von Unterbrechungen durch Alternativangebote (z. B. sozial­
pädagogische Begleitung per Telefon oder Internet, projektbezogene „Hausaufgaben") 
verringert werden können und diese sinnvoll hinsichtlich der vorgesehenen Ziele der 
Vorhaben und in Bezug auf die Zielgruppe sind, ist dies zu begrüßen. 
Sollten für diese Alternativangebote im Sinne der Weiterführung der Vorhaben zusätzli­
che Ausgaben entstehen, können diese auf Antrag der Zuwendungsempfänger vorbe­
haltlich der Förderfähigkeit und der verfügbaren Haushaltsmittel gefördert werden. 

Hinweis: Die vorstehende Aufzählung der Fallkonstellationen, Förderfähigkeitsfestle-
gungen und Gründe für pandemiebedingte Umsetzungsschwierigkeiten in den Vorhaben 
ist ausdrücklich nicht abschließend. Aufgrund der bestehenden allgemeinen Beschrän­
kungen des öffentlichen und privaten Lebens können weitere Gründe die Vorhaben­
umsetzung und Zielerreichung in den Vorhaben gefährden. Sie können die Vorhaben des 
ESF und des EFRE gleichermaßen betreffen. 

Die EU-Verwaltungsbehörde EFRE/ESF wird sich um pragmatische Lösungen in Abstimmung 
mit den zwischengeschalteten Stellen bemühen. Begünstigten und Teilnehmenden an Vorha­
ben sollen grundsätzlich keine Nachteile entstehen, soweit sie - nachvollziehbar beruhend auf 
der derzeitigen Ausnahmesituation - nicht wie geplant an Vorhaben teilnehmen oder Vorhaben 
durchführen können und dies zu verzögerter oder nicht vollständig erfüllter Zielerreichung 
führt. Die (End-) Begünstigten sind in geeigneter Form darüber zu informieren, dass notwendi­
ge Anpassungen der Fördergenehmigung schriftlich mit kurzer sachbezogener Begründung (per 
Email ist zunächst ausreichend) bei den jeweiligen Bewilligungsstellen einzureichen sind. 

Die zuständigen Bewilligungsstellen werden gebeten, einzelfallbezogene Entscheidungen zu 
treffen und die jeweiligen Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. 
Die zuwendungsrechtlichen Vorgaben wie auch der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Spar­
samkeit sind bei allen Entscheidungen der Begünstigten weiterhin zu beachten. Eine angemes­
sene Dokumentation getroffener Entscheidungen zur späteren Nachvollziehbarkeit der Ent­
scheidungen ist erforderlich. 

Diese Regelung ist zunächst bis zum 30. April 2020 befristet. Sofern aufgrund sich verändern­
der Entwicklungen eine Neubewertung der Situation erforderlich ist, werden entsprechende 
Informationen zum frühestmöglichen Zeitpunkt bekanntgegeben. 

Leiter EU-Verwaltungsbehörde EFRE/ESF 
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